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Das Wichtigste in Kürze 

Was ist die Mietpreisbremse? 

Durch die Mietpreisbremse wird die Wiedervermie-
tungsmiete der Höhe nach begrenzt. Die Begrenzung 
liegt bei der ortsüblichen Vergleichsmiete zuzüglich 
10 %. 

Was sind die Voraussetzungen? 

• Es wurde ein Mietvertrag über Wohnraum am 
28.06.2019 oder später abgeschlossen (Inkrafttre-
ten der Hessischen Mietenbegrenzungsverord-
nung) 

• Die Rechtsverordnung gilt für das betreffende Ge-
biet. In Frankfurt am Main gilt sie im gesamten 
Stadtgebiet sowie in weiteren 48 hessischen Ge-
meinden. 

! Hinweis: Rechtslage vor dem 28.06.2019 
Vor dem 28.06.2019 gab es für Frankfurt am Main 
bereits eine Mietenbegrenzungsverordnung. Diese 
war jedoch nach einem Urteil des Bundesgerichts-
hofs vom 17.07.2019 (Az.: VIII ZR 130/18) nichtig. 
Bei Mietverträgen, die vor dem 28.06.2019 ge-
schlossen wurden, kann der Mieter somit keinen 

Verstoß gegen die Mietpreisbremse geltend ma-
chen. 
 

Wann ist die Mietpreisbremse 
nicht anwendbar? 

• Der Wohnraum ist zum vorübergehenden Bedarf 
vermietet 

• Es handelt sich um möblierte Mieträume, die sich 
in der vom Vermieter selbst bewohnten Wohnung 
befinden 

• Es handelt sich um Wohnräume, die spezielle sozi-
ale Angebote für Personen mit dringendem Wohn-
bedarf aufweisen 

• Wohnraum in einem Studenten- oder Jugend-
wohnheim 

• Preisgebundener Wohnraum 
• Verträge mit Bezugnahme auf einen vorangehen-

den Mietvertrag 
• andere Mietverhältnisse über Grundstücke und 

Räume, insbesondere gewerbliche Mietverhält-
nisse 

• Mischmietverhältnisse, bei denen das Element der 
Gewerbemieträume überwiegt 

Informationen zur Mietpreisbremse 

Die Mietpreisbremse 



 

 

Welche Ausnahme gibt es von der 
Mietpreisbremse? 

Berücksichtigung der Vormiete 
Ist die Miete, die im vorherigen Mietverhältnis ge-
schuldet wurde (Vormiete), höher als die ortsübliche 
Vergleichsmiete zuzüglich 10 %, darf der Vermieter 
diese Miete bei Wiedervermietung vereinbaren. 

Das gilt nicht, wenn die Vormiete innerhalb des letzten 
Jahres vor Beendigung des (Vor-)Mietverhältnisses 
vereinbart wurde. 

Erstmals genutzte Wohnungen 
Betroffen sind Wohnungen, die nach dem 1. Oktober 
2014 erstmals genutzt und/oder vermietet wurden. 

Erstvermietung umfassend modernisierter 
Wohnungen 
Hier ist Voraussetzung, dass es sich um eine Moderni-
sierung im Sinne von § 555b Nr. 1, 3-6 BGB handelt. 
Eine umfassende Modernisierung ist anzunehmen, 
wenn die Investition etwa ein Drittel des für eine ver-
gleichbare Neubauwohnung erforderlichen Aufwands 
erreicht. Die Ausnahme von der Mietpreisbremse gilt 
nur für die erste Vermietung nach der umfassenden 
Modernisierung. 

Nicht umfassende Modernisierung 
Die ortsübliche Vergleichsmiete zuzüglich 10 % darf 
auch überschritten werden, wenn der Vermieter in 
den letzten drei Jahren vor Beginn des Mietverhältnis-
ses Modernisierungsmaßnahmen im Sinne von § 555b 
BGB durchgeführt hat. Maßgeblich ist, dass sie der 
Vermieter durchgeführt haben muss. Hat bereits der 
Voreigentümer die Maßnahmen durchgeführt, kann 
sich der jetzige Vermieter nicht auf diese Ausnahme 
berufen. 

Liegen die Voraussetzungen für die Ausnahme vor, 
darf die ortsübliche Vergleichsmiete zuzüglich 10 % 
um den Betrag überschritten werden, der sich bei ei-
ner Mieterhöhung nach Modernisierung ergäbe (siehe 
hierzu unser gesondertes Infoblatt „Modernisierung“). 

Hinweispflicht auf Ausnahmen 
Beruft sich der Vermieter auf eine der Ausnahmen von 
der Mietpreisbremse, muss er den Mieter vor Ver-
tragsschluss in Textform hierauf hinweisen. Hat der 
Vermieter die Auskunft unterlassen, kann er sich nicht 
auf eine Ausnahme berufen. Holt er die Auskunft in 

der vorgeschriebenen Form nach, kann er sich erst 
zwei Jahre danach auf die zulässige Miete berufen. 
Hat der Vermieter die Auskunft zwar erteilt, aber nicht 
in der vorgeschriebenen (Text)- Form, kann er sich 
auf eine zulässige Miete erst dann berufen, wenn er 
die Auskunft in der vorgeschriebenen Form nachge-
holt hat. 

Was kann ich tun, wenn ein 
Verstoß vorliegt? 

Begrenzung der Miete auf eine zulässige 
Höhe; Rüge 
Die über die zulässige Höhe (110 % der ortsüblichen 
Vergleichsmiete) hinausgehende Miete kann der Mie-
ter verweigern, da sie unwirksam ist. Um keine Kün-
digung zu riskieren, muss die zulässige Miete zweifels-
frei feststehen. Hierzu sollten Sie sich in jedem Fall 
beraten lassen. 

Für den Mieter reicht es aus, den Verstoß gegen die 
Mietpreisbremse in Textform lediglich zu rügen. Nur 
wenn der Vermieter vor Vertragsschluss über eine der 
oben genannten Ausnahmen von der Mietpreisbremse 
unaufgefordert Auskunft erteilt hat, muss sich die 
Rüge des Mieters auf diese Auskunft beziehen. 

! Tipp: Verwenden Sie unseren Musterbrief im An-
hang unseres Infoblatts. 

Rückforderung zu viel gezahlter Miete 
Der Vermieter hat zu viel gezahlte Miete herauszuge-
ben. Geleistetes kann auch zurückgefordert werden, 
wenn der Mieter gewusst hat, dass er nicht verpflich-
tet war, zu leisten. Voraussetzung ist aber immer, 
dass ein Verstoß gegen die Mietpreisbremse gerügt 
wurde und die zurückverlangte Miete nach dem Zu-
gang der Rüge fällig geworden ist. 

Hinweis: Rechtslage ab 01.04.2020 
Für Mietverträge, die ab dem 01.04.2020 geschlossen 
worden sind, hat der Mieter einen Anspruch auf Rück-
zahlung der gesamten ab Beginn des Mietverhältnis-
ses zu viel gezahlten Miete, wenn er den Verstoß ge-
gen die Mietpreisbremse in den ersten 30 Monaten 
nach Beginn des Mietverhältnisses rügt. Rügt der Mie-
ter den Verstoß erst später oder war das Mietverhält-
nis bei Zugang der Rüge bereits beendet, kann er nur 
die nach Zugang der Rüge fällig gewordene Miete zu-
rückverlangen. 



 

 

Auskunftsanspruch des Mieters 
Der Mieter hat gegenüber dem Vermieter einen An-
spruch auf Auskunft über diejenigen Umstände, die 
der Mieter zur Feststellung der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete oder den möglichen Ausnahmetatbe-
ständen benötigt. Allgemein zugängliche Quellen (z. B. 
Mietspiegel) kann der Mieter selbst nutzen. Soweit der 
Mieter Auskunft über Modernisierungsmaßnahmen 
verlangt, muss diese eine nachvollziehbare Berech-
nung des Erhöhungsbetrags auf Grund der entstande-
nen Kosten enthalten. 

Inwieweit weitere Rechte bestehen (z. B. Kündigung, 
Schadensersatz), muss im jeweiligen Einzelfall geklärt 
werden. 

Wer kann mir weiterhelfen? 

Die Mietrechtliche Beratung im Amt für Woh-
nungswesen berät Sie gerne zum Thema Mietpreis-
bremse sowie zu weiteren Fragen rund um das Miet-
recht. Wir beraten Ratsuchende, deren 
Nettoeinkommen 2.150 € zuzüglich 650 € für jede 
weitere zum Haushalt gehörende Person nicht über-
steigt. 

Für Fragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. Da-
für sind wir da. 

Ihr Amt für Wohnungswesen 
Mietrechtliche Beratung 


